Befristeter Zuverdienstvertrag

Zwischen ..........................................(Firma)

und Frau/Herrn ...................................(Beschäftigte/r)

wird folgendes vereinbart:

Präambel

Die Firma ist eine gemeinnützige GmbH, deren Ziel es ist, besonders schwer vermittelbaren, behinderten und/oder arbeitslosen Menschen eine Arbeitsgelegenheit zu verschaffen. Die notwendigen Maßnahmen und Qualifizierungen sollen in dieser Beschäftigungsstelle durchgeführt werden.

Der/die Beschäftigte erhält EU-Rente, Arbeitslosengeld I, Arbeitslosengeld II, Betriebsrente (nicht zutreffendes streichen) als Grundsicherung zum Lebensunterhalt. Die Beschäftigung dient dem Beschäftigten daher ausschließlich der ersten Orientierung in einer Beschäftigung.
§ 1 Befristung der Beschäftigung/Tätigkeit
Frau/Herr ................... wird mit Wirkung als ......................... beschäftigt.
Die Einstellung erfolgt befristet für die Zeit vom ..................... bis zum ........................... . Die ersten drei Monate gelten als Probezeit. Während der Probezeit kann das Beschäftigungsverhältnis mit einer Frist von zwei Wochen, danach mit einer Frist von vier Wochen zum Monatsende gekündigt werden.

§ 2 Beschäftigungszeit

Die Beschäftigungszeit beträgt ......... Wochenstunden an ........ Tagen. Der Beschäftigte steht der Firma ausschließlich ..........................., .............................. und .................................... (z.B. montags, dienstags und donnerstags) und an diesen Tagen ausschließlich in der Zeit von ........ Uhr bis ........ Uhr zur Verfügung.

§ 3 Leistungspflichten

Der Beschäftigte erhält für jede Stunde ein Entgelt von ............. EUR. Der Betrag ist jeweils am Monatsende fällig und wird bargeldlos gezahlt. Die Kosten für den Betreuungsaufwand trägt die Firma.

§ 4 Freistellung von der Beschäftigung

Der Beschäftigte hat Anspruch auf Freistellung von der Beschäftigung von ......... Tagen im Jahr. Die Lage der Freistellungstage ist mit der Firma abzustimmen.

§ 5 Krankheit/Abwesenheit

Im Falle einer krankheitsbedingten oder aus sonstigen Gründen veranlassten Abwesenheit hat der Beschäftigte die Firma unverzüglich zu informieren. 

§ 6 Verschwiegenheitspflicht

Der Beschäftigte wird über alle betrieblichen Angelegenheiten, die ihm im Rahmen oder aus Anlass seiner Tätigkeit in der Firma bekannt geworden sind, auch nach seinem Ausscheiden Stillschweigen bewahren.

§ 7 Ausschlussklausel

Ansprüche aus dem Beschäftigungsverhältnis müssen von beiden Vertragsparteien spätestens innerhalb sechs Monats während des Beschäftigungsverhältnisses schriftlich geltend gemacht werden. Andernfalls sind sie verwirkt. Nach der Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses beträgt die Frist drei Monate.

	Ort ...............

	Datum ..........

	..............................
	..............................

	Firma
	Beschäftigter


Anmerkungen

zum Zuverdienstvertrag

(Stand:25.05.2009)
Vorbemerkungen:

Arbeitsrechtliche Besonderheiten:

Das Bundesarbeitsgericht nimmt an, dass das Rechtsverhältnis zwischen „Ein-Euro-Jobbern“ (im Folgenden: Hilfebedürftige) und der Beschäftigungsstelle (im Folgenden: Dritte) kein Arbeitsverhältnis ist, sondern ein öffentlich-rechtliches Verhältnis durch Verwaltungsakt hergestellt wird. (BAG Urteil vom 8. November 2006 - 5 AZB 36/06; 14. Januar 1987 - 5 AZR 166/85 - EzA BGB § 611 Faktisches Arbeitsverhältnis Nr. 1; 14. Dezember 1988 - 5 AZR 661/86 -, - 5 AZR 759/87 -, - 5 AZR 760/87). Denn solche Arbeitsgelegenheiten sind durch Vorschriften des öffentlichen Rechts geprägt. § 16 Abs. 3 Satz 2, 2. Hs. SGB II bestimmt ausdrücklich, dass kein Arbeitsverhältnis begründet wird. Deshalb sind für Rechtsstreitigkeiten hieraus nicht die Arbeitsgerichte, sondern die Sozialgerichte zuständig (LSG Rheinland-Pfalz 12. September 2005 - L 3 Er 79/05 - FEVS 57, 232). Die Zahlung der Mehraufwandsentschädigung schuldet der Grundsicherungsträger nach § 16 Abs. 3 Satz 2 SGB II. Dieser Träger ist auch dann Schuldner des Anspruchs, wenn ein privater Dritter, der die Eingliederungsleistung in Form der Arbeitsgelegenheit erbringt, mit der Auszahlung beauftragt wird (Eicher in Eicher/Spellbrink SGB II § 16 Rn. 239, 242; vgl. auch Schumacher in Oestreicher SGB XII/SGB II Stand Juni 2006 § 16 SGB II Rn. 85). Die Erklärung, die ausdrücklich eine Maßnahme des öffentlichen Rechts zum Gegenstand hat, kann nicht in eine auf die Begründung eines privatrechtlichen Rechtsverhältnisses gerichtete Erklärung umgedeutet werden (vgl. Senat 14. Dezember 1988 - 5 AZR 661/86 -, - 5 AZR 759/87 -, - 5 AZR 760/87 - jeweils I 4 b der Gründe). Der Sinn des Ausschlusses eines Arbeitsverhältnisses in § 16 Abs. 3 Satz 2 2. Hs. SGB II besteht darin, ein zivilrechtliches Vertragsverhältnis überhaupt auszuschließen. Dies wird durch die Gesetzesmaterialien bestätigt. Hiernach verrichtet der Hilfebedürftige in einer Arbeitsgelegenheit mit Mehraufwandsentschädigung seine Arbeit in einem Sozialrechtsverhältnis (BT-Drucks. 15/1749 S. 32). Der private Leistungserbringer und der Hilfebedürftige begründen kein privatrechtliches Beschäftigungsverhältnis (so aber für bestimmte Fallgruppen: Eicher in Eicher/Spellbrink SGB II § 16 Rn. 239, 241; Niewald in LPK-SGB II § 16 Rn. 25), denn es fehlt an dem Abschluss eines dem Zivilrecht unterliegenden Vertrags. Eine gerichtliche Entscheidung zu den sogenannten Zuverdienstverträgen ist bisher nicht veröffentlicht. 

Sozialversicherungsrechtlich Besonderheiten:

Maßgebend für die Beurteilung einer Arbeitnehmereigenschaft und damit für ein Arbeitsverhältnis ist der Begriff der „Beschäftigung“, die nach § 7 Abs. 1 SGB IV die nichtselbständige Arbeit, insbesondere in einem Arbeitsverhältnis, ist. Die Sozialversicherungsträger sind an die rechtliche Beurteilung der Finanzbehörden nicht gebunden (BSG Urteil vom 30.11.1978 – 12 RK 33/76). Bei den Zuverdienstverträgen kommt es für die Beurteilung eines sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis nicht darauf an, ob die Personen stationär oder ambulant behandelt werden müssen, sondern dass überhaupt eine nicht unerhebliche sozialpädagogische oder anderweitige therapeutische Betreuung bzw. Behandlung indiziert ist, wobei dann selbst eine variable Arbeitsprämie unschädlich ist.

Steuerrechtliche Besonderheiten:

Das Entgelt, das Beschäftigte für die von ihnen verrichteten Arbeiten im Rahmen von sozialtherapeutischen Maßnahmen erhalten, ist dann steuerpflichtiger Arbeitslohn, wenn nach dem Gesamtbild der Verhältnisse von einem Dienstverhältnis auszugehen ist. Ein Dienstverhältnis in diesem Sinne ist gemäß § 1 Abs. 2 der Lohnsteuerdurchführungsverordnung (LStDV) gegeben, wenn der Beschäftigte seine Arbeitskraft schuldet.

Dies ist der Fall, wenn die tätigen Personen in der Betätigung ihres geschäftlichen Willen unter der Leitung des Arbeitgebers steht oder im geschäftlichen Organismus des Arbeitgebers dessen Weisung zu folgen verpflichtet ist. Dementsprechend kann beispielsweise das Entgelt, das ein Behinderter in einem Berufsförderungswerk erhält, steuerpflichtiger Arbeitslohn sein, wenn die Höhe der Bezüge von der Tätigkeit abhängt. Entsprechendes gilt, wenn in einer sog. beschützenden Werkstatt mehr als die aus therapeutischen Gründen gewährte Grundvergütung gezahlt wird.

Andererseits liegt regelmäßig kein Dienstverhältnis vor, wenn die Beschäftigung überwiegend der Rehabilitation (d.h. hauptsächlich therapeutischen und sozialen Zwecken) dient und die Erzielung eines produktiven Arbeitsergebnisses nachrangig ist. Hiervon kann gewöhnlich ausgegangen werden, wenn lediglich die Anwesenheit des Tätigen geringfügig belohnt werden soll und die Höhe der Vergütung durch die tatsächlich erbrachte Arbeitsleistung nicht beeinflusst wird. 

Zu § 1 Beginn des Zuverdienstes

Der Begriff des Zu- oder Hinzuverdienstes ist nicht definiert, er hat sich im Sprachgebrauch der psychiatrischen Versorgung etabliert und beschreibt heute eigentlich jede Form einer Erwerbstätigkeit behinderter Menschen, soweit sie zu ihrer Basissicherung hinzutritt. Demnach ist der Zuverdienstvertrag grundsätzlich ein befristeter Vertrag, weil er mittelfristig die betroffenen Personen in die Erwerbsfähigkeit zurückführen soll.

Der Zuverdienstvertrag ist kein Arbeitsvertrag, obwohl er einige arbeitsrechtlichen Besonderheiten aufweist. Grundsätzlich sollen Personen, die sich in einem solchen Zuverdienst befinden, durch Arbeit rehabilitiert werden. Auch bei Zuverdienstverträgen empfiehlt sich eine genaue Beschreibung der auszuübenden Tätigkeit. Die Befristungsdauer ist auf Grund der konkreten Rehabilitationskonzeptes für die betroffenen zu bemessen.

Zu § 2 Beschäftigungszeit

Die zeitliche Beschäftigungsdauer in der Woche beurteilt sich nach der dem Rehabilitationskonzept o.ä.. Eine Überforderung ist zu vermeiden. Im Gegensatz zu der bisherigen Fassung des § 8 Abs. 1 SGB IV ist die Einordnung in sozialversicherungsrechtlicher Hinsicht als geringfügig nicht mehr von der Einhaltung der 15-Stunden-Grenze abhängig.

Zu § 3 Leistungspflichten

Zwischen dem Beschäftigungsträger und dem Beschäftigten bestehen gegenseitige Leistungspflichten. Der Beschäftigungsträger ist verpflichtet, dem Zuverdiener sozialpädagogisch oder anderweitig therapeutisch zu betreuen. Der Zuverdiener erbringt ggf. mit seiner Leistung zu einem Teil eine gewisse Produktivität, die sich in der Bezahlung oder Arbeitsprämie widerspiegeln sollte. Für die Hinzuverdiener besteht in der Regel keine Steuerpflicht (vgl. Vorbemerkungen).

Zu § 4 Freistellung von der Beschäftigung

Da der Zuverdienstvertrag kein Arbeitsvertrag ist, hat der Zuverdiener keinen Anspruch auf Erholungsurlaub. Nach den Arbeitsmedizinischen Erkenntnissen ist aber eine Erholung von der Arbeit erforderlich. Daher sollte die Freistellung von der Beschäftigung allein medizinischer Sicht erfolgen.

Zu § 5 Krankheit/Abwesenheit

Da der Beschäftigungsträger eine gesteigerte Fürsorgepflicht gegenüber dem Zuverdiener hat, ist auch eine Kontrolle über die Abwesenheiten erforderlich. Denn bei Nichterscheinen muss der Beschäftigungsträger ggf. Nachforschungen betreiben, aus welchen Gründen der Zuverdiener ohne Grund nicht zur Beschäftigung erscheinen ist.

Zu § 6 Verschwiegenheitspflicht

Die Verschwiegenheitspflicht sollte je nach Betrieb auch bei einem Zuverdienstverhälntis obligatorisch sein.

Zu § 7 Ausschlussklausel

Die Vereinbarung von Ausschlussfristen ist auch bei Arbeitsverhältnissen zulässig. Eine sog. zweistufige Ausschlussfrist ist nach der höchstrichterlichen Rechtsprechung nicht wirksam.


